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T e x t l i c h e  F e s t s e t z u n g e n   
zur 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 342:  

Mecklenbeck - Weseler Straße / Autobahnzubringer (B 51 a) /  
Bundesbahnstrecke Wanne-Eickel - Bremen / Heroldstraße 

Für den Bereich der 4. Änderung werden die Textlichen Festsetzungen wie folgt ergänzt  
(kursiv und fett): 

Textliche Festsetzung gemäß § 9 BauGB 

Nr. 1 Im GE 1) - Gebiet ist die Fertigung von Fenstern, Türen und Fassaden aus Holz, 
Kunststoff und Leichtmetall, im GE 2) - Gebiet die Herstellung von Dispersionsfarben 
und Lacken ohne Polymerisation und Erwärmung sowie deren Vertrieb allgemein zu-
lässig. Im Übrigen sind in den Gewerbegebieten die in der Liste der Betriebsarten unter 
den entsprechenden Klassenziffern aufgeführten Betriebe unzulässig. Ausnahmsweise 
können Betriebe der jeweils nächst niedrigeren Abstandsklasse zugelassen werden, 
wenn der Immissionsschutz sichergestellt wird (§ 1 (5) BauNVO). Ebenfalls unzuläs-
sig sind Vergnügungsstätten (§ 1 (5) BauNVO in Verbindung mit § 1 (9) BauNVO). 

Nr. 1a Im MI – Gebiet sind Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a (3) Nr. 2 unzulässig 
(§ 1 (5) BauNVO in Verbindung mit § 1 (9) BauNVO). 

Die übrigen Textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 342 in der Fassung der 1. Än-
derung vom 26.06.1998 gelten weiterhin auch für den Bereich der 4. Änderung.  

2. Im Plangebiet sind Einzelhandelsbetriebe unzulässig; ausgenommen sind Baumärkte, 
Gartencenter sowie der Handel mit Möbeln und Autos einschließlich Zubehör (§ 1 (9) 
BauNVO). Sonstiger Einzelhandel ist ausnahmsweise zulässig als untergeordneter Be-
triebsteil eines Gewerbegebietes, sofern die vertriebenen Waren in einem funktionalen 
Zusammenhang mit der ausgeübten Produktion oder Dienstleistung stehen. 

3. In den Gewerbegebieten kann im Einzelfall die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse um 
bis zu zwei Geschosse erhöht werden, wenn die Geschossflächenzahl eingehalten wird 
(§ 17 (5) BauNVO). 

4. Die nicht überbaubaren Flächen der Grundstücke sind zu begrünen und mit standortge-
rechten Laubgehölzen zu bepflanzen, soweit sie nicht für notwendige Zuwegungen und 
Einfriedigungen benötigt werden, wenn sie zur Grundstücksgrenze durch Hecken von 
mind. 0,80 m Höhe abgegrenzt werden. Nebenanlagen im Sinne des § 14 Bau NVO und 
andere in den Abstandsflächen zulässige bauliche Anlagen sind auf den nicht überbauba-
ren Grundstücksflächen unzulässig (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB und § 23 (5) BauNVO). 

5. Auf Stellplatzflächen ist je 6 Stellplätze mindestens ein großkroniger Laubbaum mit einem 
Mindestumfang von 14 cm zu pflanzen (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB). 

6. In den Gewerbegebieten kann im Einzelfall eine Grundflächenzahl bis zu 0,8 zugelassen 
werden, wenn die Geschossflächenzahl eingehalten wird (§ 17 (5) BauNVO). 

Textliche Festsetzungen gemäß § 81 BauONW 

1. Zur Abgrenzung von Grundstücken zu Erschließungsstraßen sowie untereinander im Be-
reich der angrenzenden nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Mauern und He-
cken bis zu einer Höhe von 0,6 m zulässig. Höhere Hecken können zur Abschirmung von 
Wohnungsgrundstücken und Stellplatzflächen zugelassen werden.  
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Sicherungszäune sind bis zu einer Höhe von 2,2 m zulässig, wenn sie einen Abstand von 
mind. 1,5 m zur öffentlichen Verkehrsfläche einhalten. 

2. Werbeanlagen sind nur zulässig an der Stätte der Leistung. Ausnahmen können gestattet 
werden für einheitlich gestaltete, in Sammelanlagen zusammengefasste Hinweisschilder. 

3. Unzulässig sind Werbeanlagen oberhalb der Traufe, an Schornsteinen und anderen hoch-
ragenden Bauteilen sowie Werbeanlagen in beweglicher, veränderlicher oder reflektieren-
der Form. 

4. Werbeanlagen sind in den Gewerbegebieten bis zu einer Höhe von 1,0 m und einer Flä-
che von 5,0 m², in den übrigen Gebieten bis zu einer Höhe von 0,5 m und einer Fläche 
von 3,0 m² zulässig; sie dürfen höchstens 2/3 einer Gebäudeseite erreichen. Für Ausleger 
können größere Höhen zugelassen werden; sie dürfen jedoch in den Gewerbegebieten 
eine Fläche von 1,5 m², in den übrigen Gebieten eine Fläche von 0,5 m² nicht überschrei-
ten. Je Grundstücksseite ist höchstens eine Werbeanlage zulässig. 

5. Anlagen der Außenwerbung, die den Verkehrsteilnehmer auf dem Autobahnzubringer (B 
51 a) ansprechen sollen, sind nicht zulässig. 

6. Die festgesetzte Parkfläche ist zur B 51 a hin lückenlos – ohne Tür und Tor – einzufriedi-
gen. 

Hinweise: 

1. Längs der Brückenbauwerke der B 51 a sind bauliche Anlagen so zu errichten, dass für 
die Brückenbauwerke ein ausreichender Brandschutz gewährleistet ist. 

2. Im Plangebiet sind Anlagen und Einrichtungen, die eine physiologische Blendung der 
Verkehrsteilnehmer auf der B 51 a hervorrufen unzulässig. 

Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Münster Nr. 19 vom 19.11.2010: 

Hinweis über die Einsichtnahme in die gesetzlichen Grundlagen und sonstigen Vorschriften bei 
Bebauungsplänen 

Zu allen rechtskräftigen Bebauungsplänen der Stadt Münster wird der folgende Hinweis gege-
ben: 

„Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und DIN-
Vorschriften) können während der Dienststunden bei der Stadt Münster, im Kundenzentrum 
Planen – Bauen – Umwelt im Erdgeschoss des Stadthauses 3, Albersloher Weg 33, eingese-
hen werden.“ 

Dieser Hinweis wird in den jeweiligen Bebauungsplan aufgenommen.  

Münster, den 12. November 2010 

Der Oberbürgermeister  
Markus Lewe 


